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Die W-Besoldung in
17 Variationen
Territorialkenntnisse im Vergütungsdschungel

W-Grundgehälter
Bei den Berufungs- und Bleibeverhand-
lungen spielt für den Wissenschaftler
die Höhe des Grundgehaltes, die Ruhe-
gehaltfähigkeit der Leistungsbezüge so-
wie der Umfang der jährlichen Sonder-
zahlung – also das Weihnachtsgeld – re-
gelmäßig eine große Rolle. Generell
und ohne Bezug auf den Einzelfall sind
besonders diejenigen Hochschulen in
den Ländern konkurrenzfähig, die im
Monats- und Jahresvergleich die höchs-
ten Gehälter zahlen. Aus der nachfol-
genden Tabelle 1 wird deutlich, dass ei-
ne hohe Wettbewerbsfähigkeit hinsicht-
lich der Höhe des Grundgehaltes vor al-
len Dingen im Land Baden-Württem-
berg, im Freistaat Bayern und in der
Freien Hansestadt Hamburg (bei Be-
rücksichtigung des Grundleistungsbezu-
ges) zu konstatieren ist.

Ruhegehaltfähigkeit von
Leistungs bezügen

Die Besoldung muss und wird von den
Hochschullehrern auch immer im Zu-
sammenhang mit der Versorgung be-
trachtet: je höher der Grundgehaltsbe-
trag, der vom Land ausgeschüttet wird,
umso höher kann die regelhafte oder zu
verhandelnde prozentuale Ruhegehalt-
fähigkeit der Leistungsbezüge sein. Ent-
scheidend ist bei Berufungs- und Blei-
beverhandlungen also der im Gesetz
angeordnete Prozentsatz für die Ruhe-
gehaltfähigkeit der Leistungsbezüge.
Ein Beispiel mag dies verdeutlichen: in
Nordrhein-Westfalen kann regelhaft bei
einem Grundgehalt von 5.905 Euro ei-
ne Summe bis zur Höhe von 32,5 Pro-
zent vom Hundert des Grundgehaltes
bei den Leistungsbezügen für ruhege-

haltfähig gestellt werden, mithin ein Be-
trag in Höhe 1.919 Euro. Insgesamt ist
also eine „automatische Ruhegehaltfä-
higkeit“ in Nordrhein-Westfalen in Hö-
he von 7.824 Euro (5.905 Euro und
1.919 Euro) möglich. Per Verhandlung
könnte natürlich noch eine höhere ru-
hegehaltfähige Vergütung festgelegt
werden. Beim Bund werden per Gesetz
nur 22 Prozent vom W3-Grundgehalt
(6.060 Euro) „automatisch“ ruhegehalt-
fähig, also ein Betrag in Höhe von 1.333
Euro bei den das Grundgehalt komplet-
tierenden Leistungsbezügen. Eine „au-
tomatische“ Gesamtruhegehaltfähigkeit
ist hier von vornherein erst einmal nur
bis zum Betrag von 7.393 Euro gegeben.
Ein gutes Verhandlungsergebnis kann
vom Hochschullehrer also nur dort er-
zielt werden, wo die Grundgehälter und
der Ruhegehaltsatz hoch sind. Will ein
Land seine Hochschulen konkurrenzfä-
hig halten, muss es auch neben einem
ansprechenden Grundgehalt einen ho-
hen Ruhegehaltsatz vorhalten.

„Weihnachtsgeld“
Weitere Verschiebungen im System er-
geben sich natürlich auch noch durch
die Sonderzahlung. Besonders positiv
hervorzuheben sind hier der Freistaat
Bayern, der 65% an „Weihnachtsgeld“
von den jeweiligen Dezemberbezügen
an seine Bediensteten zahlt. Im Land
Hessen werden insgesamt 60 Prozent
an „Weihnachtsgeld“ ausgezahlt, jeweils
5 Prozent eines Monatsbezuges als mo-
natliche Auszahlung. Die Sonderzah-
lung macht unterm Strich jährlich be-
trachtet durchaus einen Mehrgewinn
aus, der für die Standortwahl der Hoch-
schullehrer relevant ist. Die Gehalts-

spreizungen zeigen die nachfolgenden
Tabellen 2 und 3 der W-Jahresbesol-
dung der Hochschullehrer beim Bund
und in den Ländern mit und ohne Be-
rücksichtigung des „Weihnachtsgeldes“.
So liegt das Land Baden-Württemberg
wegen seines hohen W3-Grundgehaltes
bei der Jahresbesoldung ohne Berück-
sichtigung der Sonderzahlung – in Ba-
den Württemberg wird kein „Weih-
nachtsgeld“ mehr gezahlt – schon bei
78.906 Euro. Im Freistaat Bayern wird
die höchste Sonderzahlung gewährt.
Hier erhält ein W3-Professor mindes-
tens eine W3-Jahresbesoldung bei Be-
rücksichtigung der Sonderzahlung in
Höhe von 80.985 Euro.

Erfahrungsstufen
Besonders attraktiv wird die Besoldung
für den Hochschullehrer dann, wenn die
Hochschule mit Erfahrungsstufen bei der
Besoldung aufwarten kann. Hier steigt
der Professor nach einer zurückgelegten
Dienstzeit automatisch in eine besser do-
tierte Stufe auf. Als Beispiel mag hier
auch wieder der Freistaat Bayern ange-
führt werden. In der Stufe 1 beim W2-
Grundgegehalt erhält der Hochschulleh-
rer 5.408,57 Euro, nach einer Dienstzeit
von 5 Jahren erhält er 5.629,33 Euro
(Stufe 2) und nach 12 Jahren wird er in
die Stufe 3 eingewiesen und erhält
5.960,47 Euro. Die Erfahrungsstufen er-
innern ein wenig an die Lebensaltersauf-
stiegsstufen in der C-Besoldung. Sie stel-
len für die Hochschulen des Bundes, des
Freistaates Bayern, des Freistaates Sach-
sen und des Landes Hessen – die mit die-
ser Verbesserung der Besoldung im Lau-
fe der Jahre aufwarten können – ein gro-
ßes Pfund dar, mit dem sie bei Berufun-
gen und Erhaltungsverhandlungen wu-
chern können. Mit den Erfahrungsstufen
drückt der Besoldungsgesetzgeber eine
Wertschätzung aus. Je länger ein Hoch-

Grundgehalt, Ruhegehaltfähigkeit der Leistungsbezüge so-
wie Weihnachtsgeld: Welche Bundesländer sind wettbewerbsfähig und attraktiv
für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer? Eine aktuelle Übersicht. 
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schullehrer seinen Dienst versieht, umso
erfahrener wird er und umso mehr
möchte der Dienstherr dies auch finan-
ziell honorieren.

Aspekte der Verhandlung
Natürlich spielen bei Berufungs- und
Bleibeverhandlungen nicht nur die Be-
soldung, sondern auch versorgungs- und
statusrechtliche Aspekte, Beihilferege-
lungen und vor allen Dingen die Aus-
stattung der Professur eine große Rolle.

Nicht zu vernachlässigen sind auch wei-
che Faktoren wie der persönliche Um-
gang in der Verhandlung mit dem Beru-
fenen oder dem Professor, der gehalten
werden soll. Zweifellos haben die süd-
deutschen Länder insgesamt aber einen
erheblichen Wettbewerbsvorteil durch
entsprechend hohe Grundgehälter. Län-
der wie Hessen, Niedersachsen und
auch die Freistaaten Sachsen und Thü-
ringen (vgl. Tabelle 4) können mit der
Grundgehaltshöhe nicht punkten und

müssen mit entsprechend hohen Leis-
tungsbezügen zum Grundgehalt aufwar-
ten – sofern die jeweiligen Hochschulen
sich das leisten können – um konkur-
renzfähig zu bleiben.

Besoldung W1 W2 W3

Bund 1) 4.364,65 5.422,44 6.060,38

Baden-Württemberg 4.600,00 * 5.792,44 6.575,51 

Bayern 2) 4.357,26 5.408,57 6.401,99 

Berlin  4.091,36 ** 5.144,62 5.899,60 

Brandenburg *** 4.084,22 4.647,88 5.617,29 

Bremen *** 4.086,14 4.651,75 5.624,43 

Hamburg *** 4.237,42 4.820,59 5.823,53 

Hessen 3) 4.007,96 5.031,79 5.579,18 

Mecklenburg-Vorpommern  4.075,91 5.283,25 6.158,47 

Niedersachsen 4.137,82 5.369,44 5.841,21 

Nordrhein-Westfalen  4.062,31 5.346,08 5.905,24 

Rheinland-Pfalz 4.238,69 5.161,44 5.856,87 

Saarland 4.067,74 **** 5.213,60 6.074,30 

Sachsen 4) 4.236,19 ***** 5.193,04 5.850,43 

Sachsen-Anhalt 4.140,95 5.448,47 6.048,32 

Schleswig-Holstein 4.108,73 5.387,05 6.099,97

Thüringen 4.177,58 5.363,37 5.732,73

1) Bund

Erfahrungsstufen

Besoldungsgruppe 7 Jahre lang Stufe 1 7 Jahre lang Stufe 2 danach Stufe 3

W 2 5.422,44 5.741,40 6.060,38
W 3 6.060,38 6.485,66 6.910,95

2) Bayern

Erfahrungsstufen

Besoldungsgruppe 7 Jahre lang Stufe 1 7 Jahre lang Stufe 2 danach Stufe 3

W 2 5.408,57 5.629,33 5.960,47
W 3 6.401,99 6.622,74 6.898,69

3) Hessen

Stufen mit jeweils fünfjährigen Erfahrungszeiten

Besoldungsgruppe 1 2 3 4 5

W 2 5.031,79 5.221,27 5.410,75 5.600,24 5.789,72 
W 3 5.579,18 5.789,72 6.010,78 6.231,84 6.450,80

4) Sachsen

Stufen mit jeweils fünfjährigen Erfahrungszeiten

Besoldungsgruppe 1 2 3 4

W 2 5.193,04 5.457,04 5.721,03 5.985,04
W 3 5.850,43 6.197,49 6.544,56 6.891,63

Zu den Grundgehältern können je nach Besol-
dungsgruppe Berufungs- resp. Bleibeleistungsbe-
züge, besondere Leistungsbezüge, Funktionsleis-
tungsbezüge und die sog. Lehr- und Forschungs-
zulagen hinzutreten.

* Bei Beamten der Besoldungsgruppe W 1 ist ge-
mäß § 23 Besoldungsgesetz BW für die Dauer
von drei Jahren nach Entstehen des Anspruchs
das Grundgehalt um 8 Prozent abzusenken. Die-
se Besoldungsabsenkung gilt nicht für Beamte,
denen spätestens am 31. Dezember 2004 Dienst-
bezüge im Geltungsbereich des Besoldungsge-
setzes BW zugestanden haben oder denen bis
zur Entstehung des Anspruchs auf Dienstbezüge
die Dienstbezüge aus einem anderen Amt im
Geltungsbereich des Besoldungsgesetzes BW
zugestanden haben. 

** W 1-Grundgehalt in Höhe von 3.891,36 Euro
zzgl. Zulage von 200 Euro in erster Beschäfti-
gungsphase nach Bundesbesoldungsgesetz –
Überleitungsfassung Berlin – Anlage II Bundesbe-
soldungsordnung W – Vorbemerkungen Nr. 1
Abs. 3.

*** W 2- und W 3-Grundgehälter werden um mo-
natlichen Grundleistungsbezuges in Brandenburg
in Höhe von 687,99 Euro, in Bremen in Höhe von
631,20 Euro und in Hamburg in Höhe von 648,75
Euro ergänzt. 

**** Für nach dem 31.12.2010 neu berufene Ju-
niorprofessoren vermindert sich das Grundgehalt
grundsätzlich um 370 Euro für die Dauer von 2
Jahren; Ausnahmen hiervon sind allerdings mög-
lich bei einem Mangel an geeigneten Bewerbern.
Die Vergütungsabsenkung gilt ferner nicht für Be-
amte, denen aus einem vor dem 1.1.2011 übertra-
genen Eingangsamt der Besoldungsgruppe A 9 –
A 13 ein Anspruch auf Dienstbezüge zustand (vgl.
§ 3 b Abs. 1 Haushaltsbegleitgesetz 2011). 

***** In W 1 wird mit der ersten Verlängerung
des Beamtenverhältnisses auf Zeit gemäß § 35
Abs. 2 Sächsisches Besoldungsgesetz eine 2.
Stufe erreicht. Das Grundgehalt beträgt dann
4.523,17 Euro.

TA B E L L E  1 :  B E S O L D U N G S TA B E L L E  W- B E S O L D U N G  M I T  S TA N D :  M Ä R Z  2 01 6
( M O N AT S G R U N D G E H Ä LT E R  B R U T TO  I N  E U R O )

Dr. Ulrike Preißler
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Besoldung W1 W2 W3

Bund * 52.375,80 65.069,28 72.724,56 
Baden-Württemberg 55.200,05 ** 69.509,28 78.906,12
Bayern * 52.287,12 64.902,84 76.823,88
Berlin 49.096,32 *** 61.735,44 70.795,20
Brandenburg **** 49.010,64 64.030,44 75.663,36
Bremen **** 49.033,68 63.395,40 75.067,56
Hamburg **** 50.849,04 65.632,08 77.667,36
Hessen * 48.095,52 60.381,48 66.950,16 
Mecklenburg-Vorpommern 48.910,92 63.399,00 73.901,64 
Niedersachsen 49.653,84 64.433,28 70.094,52 
Nordrhein-Westfalen 48.747,72 64.152,96 70.862,88
Rheinland-Pfalz 50.864,28 61.937,28 70.782,44
Saarland 48.812,88 ***** 62.563,20 72.891,60
Sachsen * 50.834,28 62.316,48 70.205,16
Sachsen-Anhalt 49.691,40 65.381,64 72.579,84
Schleswig-Holstein 49.304,76 64.644,60 73.199,64 
Thüringen 50.130,96 64.360,44 68.792,76

* Bei der Berechnung der Jahresbeträge in den Besoldungsgruppen W2 und W3 (in Sachsen auch in der Besoldungsgruppe W1) wurde jeweils die Erfah-
rungsstufe 1 zugrunde gelegt. 
** Bei Beamten der Besoldungsgruppe W 1 ist gemäß § 23 Besoldungsgesetz BW für die Dauer von drei Jahren nach Entstehen des Anspruchs das Grund-
gehalt um 8 Prozent abzusenken. Diese Besoldungsabsenkung gilt nicht für Beamte, denen spätestens am 31. Dezember 2004 Dienstbezüge im Geltungs-
bereich des Besoldungsgesetzes BW zugestanden haben oder denen bis zur Entstehung des Anspruchs auf Dienstbezüge die Dienstbezüge aus einem an-
deren Amt im Geltungsbereich des Besoldungsgesetzes  BW zugestanden haben. 
*** Juniorprofessoren erhalten W 1-Grundgehalt in Höhe von 3.891,36 Euro zzgl. Zulage von 200 Euro in erster Beschäftigungsphase nach Bundesbesol-
dungsgesetz – Überleitungsfassung Berlin – Anlage II Bundesbesoldungsordnung W – Vorbemerkungen Nr. 1 Abs. 3
**** Grundgehälter plus Berücksichtigung der Gewährung eines Grundleistungsbezuges von monatlich 687,99 Euro in Brandenburg, monatlich 631,20 Euro
in Bremen und monatlich 648,75 Euro in Hamburg. 
***** Für nach dem 31.12.2010 neu berufene Juniorprofessoren vermindert sich das Grundgehalt grundsätzlich um 370 Euro pro Monat für die Dauer von 2
Jahren; Ausnahmen hiervon sind allerdings möglich bei einem Mangel an geeigneten Bewerbern. Die Vergütungsabsenkung gilt ferner nicht für Beamte, de-
nen aus einem vor dem 1.1.2011 übertragenen Eingangsamt der Besoldungsgruppe A 9 – A 13 ein Anspruch auf Dienstbezüge zustand (vgl. § 3 b Abs. 1 Haus-
haltsbegleitgesetz 2011). 

TA B E L L E  2 :  JA H R E S B E S O L D U N G  D E R  H O C H S C H U L L E H R E R  B E I M  B U N D  U N D  I N  D E N  L Ä N D E R N
AU F G R U N D  D E R  W- G R U N D G E H Ä LT E R  ( O H N E  B E R Ü C K S I C H T I G U N G  D E R  S O N D E R Z A H L U N G ,

D E M  S O G .  W E I H N A C H T S G E L D )  –  S TA N D :  M Ä R Z  2 01 6

Besoldung inkl.

Sonderzahlung W1 W2 W3 Regelung der Sonderzahlung

Bund * 52.375,80 65.069,28 72.724,56 Integration in das Grundgehalt
Baden-Württemberg 55.200,00** 69.509,28 78.906,12 Integration in das Grundgehalt
Bayern * 55.119,33 68.418,41 80.985,17 65 % von 1/12 der für das Kalenderjahr zustehenden

Bezüge
Berlin *** 49.736,32 62.375,44 71.435,20 Grds. 640 €
Brandenburg **** 49.010,64 64.030,44 75.663,36 Keine
Bremen **** 49.033,68 63.395,40 75.067,56 Keine, lediglich Sonderbeitrag für jedes Kind
Hamburg 50.849,04 65.632,08 77.667,36 Keine, lediglich Sonderbeitrag für jedes Kind
Hessen * 50.500,30 63.400,55 70.297,66 5 % eines Monatsbezugs als monatliche Auszahlung
Mecklenburg-Vorpommern 50.153,83 65.010,07 75.779,60 30,494 % des Monatsbezugs Dezember 
Niedersachsen 49.653,84 64.433,28 70.094,52 Keine, lediglich Sonderbeitrag für jedes Kind
Nordrhein-Westfalen 49.966,41 65.756,78 72.634,45 30 % eines Monatsbezugs
Rheinland-Pfalz 50.864,28 61.937,28 70.282,44 Integration in das Grundgehalt
Saarland 48.812,88***** 62.563,20 72.891,60 Integration in das Grundgehalt
Sachsen * 50.834,28 62.316,48 70.205,16 Keine
Sachsen-Anhalt 49.691,40 65.381,64 72.579,84 Keine, lediglich Sonderbeitrag für jedes Kind
Schleswig-Holstein 49.304,76 64.644,60 73.199,64 Keine, lediglich Sonderbeitrag für jedes Kind
Thüringen 50.130,96 64.360,44 68.792,76 Integration in das Grundgehalt

TA B E L L E  3 :  JA H R E S B E S O L D U N G  D E R  H O C H S C H U L L E H R E R  B E I M  B U N D  U N D  I N  D E N  L Ä N D E R N
AU F G R U N D  D E R  W- G R U N D G E H Ä LT E R  U N T E R  B E R Ü C K S I C H T I G U N G  D E R  S O N D E R Z A H L U N G

( S O G .  W E I H N A C H T S G E L D )  –  S TA N D :  M Ä R Z  2 01 6
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1.  Baden-Württemberg 6.575,51 Euro
2.  Hamburg 6.472.28 Euro
3.  Bayern 6.401,99 Euro
4.  Brandenburg 6.305,28 Euro
5.  Bremen 6.255,63 Euro
6.  Mecklenburg-Vorpommern 6.158,47 Euro
7.  Schleswig-Holstein 6.099,97 Euro
8.  Saarland 6.074,30 Euro
9.  Bund 6.060,38 Euro
10  Sachsen-Anhalt 6.048,32 Euro
11. Nordrhein-Westfalen 5.905,24 Euro
12. Berlin 5.899,60 Euro
13. Rheinland-Pfalz 5.856,87 Euro
14. Sachsen 5.850,43 Euro
15. Niedersachsen 5.841,21 Euro
16. Thüringen 5.732,73 Euro
17. Hessen 5.579,18 Euro

TA B E L L E  4 :  W 3 - R A N K I N G  ( S TA N D :  M Ä R Z  2 01 6 )

Bei diesem Ranking muss berücksichtigt werden,
dass bei den Ländern Brandenburg, Bremen und
Hamburg der per Besoldungsgesetz in jedem Fall
zu gewährende sog. Grundleistungsbezug enthal-
ten ist.

Alle Angaben ohne Gewähr Dr. Ulrike Preißler
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